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Preußische Gefekfammlung 


FEDER Nr. 32. ee 


Inhalt: Geſetz, betreffend Abänderung des Geſetzes über die Einführung der Provinzialordnung vom 
29. Juni 1875 in der Provinz Weſtfalen vom 1. Auguſt 1886, S. 209. — Verordnung, be⸗ 
treffend die Gewährung von Reiſekoſten an Beamte der Auseinanderſetzungsbehörden, der Anſied⸗ 
lungskommiſſion und der Meliorationsbauverwaltung und an die im Forſteinrichtungsbureau des 
Miniſteriums für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten befchäftigten Vermeſſungsbeamten, Forſt⸗ 
geometer und Zeichner, S. 210. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 
durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 212. 


N 


(Nr. 11159.) Geſetz, betreffend Abänderung des Geſetzes über die Einführung der Provinzial⸗ 
ordnung vom 29. Juni 1875 in der Provinz Weſtfalen vom 1. Auguſt 1886 
(Geſetzſamml. S. 254). Vom 6. Oktober 1911. f 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 


was folgt: f 


Einziger Artikel. 


Das Geſetz über die Einführung der Provinzialordnung in der Provinz 
Weſtfalen vom 1. Auguſt 1886 (Geſetzzamml. S. 254) wird wie folgt abgeändert: 


Der Artikel II erhält im § 10 folgende Faſſung: 


Für jeden Kreis mit weniger als 60 000 Einwohnern wird ein 
Abgeordneter, für jeden Kreis mit 60 000 oder mehr Einwohnern 
werden zwei Abgeordnete gewählt. Erreicht die Einwohnerzahl eines 
Kreiſes 120 000 Einwohner, fo werden drei Abgeordnete gewählt. 
Für jede fernere Vollzahl von 100 000 Einwohnern tritt ein Abge⸗ 
ordneter hinzu. 

Die Zahl der Abgeordneten, welche die einzelnen Kreiſe nach den 

N bisherigen Beſtimmungen im Jahre 1910 zu wählen hatten, bleibt 
unberührt. 

Treten Veränderungen im Beſtand eines Kreiſes gemäß § 3 Abt. 3 
oder § 4 der Kreisordnung ein, ſo wird die Zahl ſeiner Abgeordneten 
auf die beteiligten Kreiſe unter Zugrundelegung der Einwohnerzahl 
verteilt, welche dieſen Kreiſen verbleibt oder zugewieſen wird. 

Geſezſammlung 1911. (Nr. 11159—11160.) 40 
Ausgegeben zu Berlin den 20. Oktober 1911. 


— 210 — 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Jagdhaus Rominten, den 6. Oktober 1911. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. 
Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 


(Nr. 11160.) Verordnung, betreffend die Gewährung von Reiſekoſten an Beamte der Aus⸗ 
einanderſetzungsbehörden, der Anſiedlungskommiſſion und der Meliorations⸗ 
bauverwaltung und an die im Forſteinrichtungsbureau des Miniſteriums 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten beſchäftigten Vermeſſungsbeamten, 
Forſtgeometer und Zeichner. Vom 23. September 1911. ; 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen auf Grund des § 17 des Geſetzes vom 26. Juli 1910, betreffend die 
Reiſekoſten der Staatsbeamten, (Geſetzſamml. S. 150), was folgt: 


Artikel J. 


Auf die Gewährung von Reiſekoſten bei Dienſtreiſen der nachſtehend be⸗ 
zeichneten Beamten in Auseinanderſetzungs- oder Meliorationsangelegenheiten, in 
Angelegenheiten der Anſiedlungskommiſſion ſowie in ſolchen Geſchäften der Aus⸗ 
einanderſetzungsbehörden, die nicht zu den eigentlichen Auseinanderſetzungsange⸗ 
legenheiten gehören, finden die Vorſchriften des Geſetzes vom 26. Juli 1910, 
betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten, (Geſetzſamml. S. 150) mit nach⸗ 
ſtehenden Maßgaben Anwendung: 

I. An Tagegeldern erhalten: 

,, 12,0 Mark,; 

2. a) etatsmäßige Vermeſſungsbeamte und ſolche außeretats⸗ 

mäßige dauernd und ausſchließlich beſchäftigte Ver⸗ 

meſſungsbeamte, die die Fachprüfung erfolgreich ab⸗ 

gelegt haben und ein diätariſches Dienſtalter von 

ee e ß 9/00 „ 
b) die übrigen Vermeſſungsbeamte nn. 7,50 » 


„ 


3. Spezialkommiſſionsbureauvorſteher und Spezialkommiſſions⸗ 
ſekretäre ſowie andere Beamte, wenn ſie die Geſchäfte eines 
Spezialkommiſſionsbureaubeamten wahrnehmen, ferner 


Melierstionsbauſekretäriririi 7,50 Mark; 
4. Spezialkommiſſionsbureaudiätare und ⸗bureauanwärter ſo⸗ 
wie Melicrationsbauw akte 77 » 


Wird die Dienſtreiſe an demſelben Tage angetreten und beendet, ſo werden 
ermäßigte Tagegelder gewährt, und zwar bei: 
e , 9,00 Mark, 
Zt » 


) ee 700 
CC 5/50 » 

3 8 3 5,50 vb 

JJ ß 5,00 Nast: 


Erſtreckt ſich die Dienſtreiſe auf 2 Tage und wird fie innerhalb 24 Stunden 
beendet, jo wird das Einundeinhalbfache der Sätze Abf. 1 unter 1 bis 4 gewährt. 

Erfolgt die Übernachtung gebührenfrei in einer ſtaatseigenen Wohnung, 
jo ermäßigen ſich die vorſtehend angeführten Sätze um je 1,50 Mark für jede 
Übernachtung. 


II. Fahrkoſten werden nicht gewährt für die Zurücklegung des Weges 
zwiſchen Nachtquartier und Arbeitsſtelle, wenn die Entfernung der letzteren von 
dem erſteren weniger als 2 Kilometer beträgt. War der Beamte durch außer⸗ 
gewöhnliche Umſtände genötigt, eine Fahrgelegenheit zu benutzen, oder hat er 
ſonſtige notwendige Unkoſten, wie Brücken⸗ oder Fährgeld, gehabt, ſo werden die 
Auslagen erſtattet. a 


Artikel II. 


Die auf Grund des § 9 Satz 2 des Geſetzes, betreffend die Reiſekoſten 
der Staatsbeamten, vom 26. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 150) von dem Staats⸗ 
miniſterium erlaſſenen oder noch zu erlaſſenden Beſtimmungen über Dienſtreiſen 
zwiſchen nahegelegenen Orten finden auf die im Artikel 1 bezeichneten Beamten 
Anwendung, wenn ſich daraus geringere Sätze als nach Artikel J ergeben. 


Artikel UI. 


Soweit die im Forſteinrichtungsbureau beſchäftigten Vermeſſungsbeamten, 
Forſtgeometer und Zeichner Dienſtreiſen zur Ausführung der ihnen übertragenen 
Vermeſſungs⸗ oder Forſteinrichtungsarbeiten ausführen, finden die vorſtehenden 
Beſtimmungen mit der Maßgabe Anwendung, daß die Vermeſſungsbeamten 
dieſelben Tagegelder wie die im Artikel I behandelten Vermeſſungsbeamten, die 
Forſtgeometer und Zeichner dieſelben Tagegelder wie die im Artikel I unter 1 4 
bezeichneten Beamten erhalten. 
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Artikel IV. ö 
Dieſe Verordnung findet auf alle ſeit dem 1. Oktober 1910 angetretenen 
Dienſtreiſen mit der Maßgabe Anwendung, daß Artikel I unter II erſt mit dem 
der Veröffentlichung dieſer Verordnung folgenden Tage Geltung erlangt. 


Artikel V. 

Alle entgegenſtehenden Geſetze, Verordnungen und Beſtimmungen, ins⸗ 
beſondere die FF 10 und 14 Abſ. 2 des Geſetzes über das Koſtenweſen in Aus⸗ 
einanderſetzungsſachen vom 24. Juni 1875 (Geſetzſamml. S. 395) in der durch 
die Geſetze vom 3. März 1877 (Geſetzſamml. S. 99) und vom 21. Juni 1897 
(Geſetzſamml. S. 193) abgeänderten Faſſung ſowie die Verordnungen vom 
22. April 1892 (Gefeßfamml. S. 95), vom 22. Dezember 1897 Geſetzſamml. 
1898 S. 1), vom 13. April 1898 Geſetzſamml. S. 64), vom 29. Auguſt 1904 
(Geſetzſamml. 1905 S. 7) und vom 2. November 1909 Geſetzſamml. S. 785) 
werden aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Jagdhaus Rominten, den 23. September 1911. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frhr. v. Schorlemer. Lentze. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefegfamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: ö 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 18. April 1911, betreffend die Genehmigung 
des von der 26. Generalverſammlung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Land⸗ 
ſchaft zu $ AL der Satzung der Landſchaft beſchloſſenen Zuſatzes, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 32 S. 267, 

ausgegeben am 27. Mai 1911; 

2. das am 25. Juli 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Glietziger 
Seewieſen⸗Entwäſſerungsgenoſſenſchaft in Glietzig im Kreiſe Regenwalde 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 38 S. 587, 
ausgegeben am 22. September 1911; 

3. das am 25. Juli 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Deich⸗ 
verband Griſtow in Griſtow im Kreiſe Kammin durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 38 S. 592, ausgegeben am 
22. September 1911. 


Nedigiert im Bureau des Staatsminiſterums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beftellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefekfammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,28 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 /) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


